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CCS-Technologie – das klingt eher
harmlos. Tatsächlich ist die unterir-
dische Verpressung von Kohlendi-
oxid das beherrschende Streit-The-
ma der Koalitionsverhandlungen
zwischen SPD und Linken in Bran-
denburg.

Im östlichen Teil Brandenburgs hat
CCS (Carbon Dioxide Capture and Sto-
rage) längst zu einem mittleren
Volksaufstand geführt: Vereine, Bür-
gerinitiativen und die große Mehr-
heit der Bauern wehren sich gegen
die Speicherung des Treibhausgases
unter ihren Böden. Der deutsche Ab-
leger des schwedischen Energiekon-
zerns Vattenfall plant bei Beeskow
und Neutrebbin zwei jeweils hunder-
te Quadratkilometer große Lagerflä-
chen unter der Erde. Denn nur „bei
drastischer Reduktion“ des CO2-Aus-
stoßes sollen neue Braunkohlekraft-
werke ab 2020 und weitere Tage-
baue genehmigt werden.

Sollte die klimaschonende, aber
umstrittene CCS-Technik nicht funk-
tionieren, dann wird der mittelfristi-
ge Ausstieg aus der Kohle angepeilt.
So steht es im Entwurf für den Koali-
tionsvertrag zwischen SPD und Lin-
ken. Zusätzlich soll Vattenfall, des-
sen Braunkohlekraftwerke in Süd-
brandenburg zu den schmutzigsten

Europas gehören, verbindlicher als
bislang für mehr Klimaschutz in die
Pflicht genommen werden.

Zum Kompromiss zwischen den
neuen Partnern gehört auch, dass
CCS dafür nur noch als „Option“ be-
zeichnet wird. Jedoch werde die künf-
tige rot-dunkelrote Koalition, zitiert
der „Tagesspiegel“ aus dem Vertrags-
entwurf, „sich für eine Erprobung
und Demonstration dieser Technolo-
gie in Brandenburg einsetzen“.

Doch dagegen regt sich jetzt massi-
ver Widerspruch bei den Linken. Dag-
mar Enkelmann, Parlamentsge-
schäftsführerin im Bundestag, for-
dert den sofortigen Beginn des Aus-
stiegs aus der Braunkohle. „Das heißt
auch, dass es keine unterirdische
Kohlendioxidspeicherung geben
darf.“ Die Linke, bekräftigte Enkel-
mann, die ihren Wahlkreis in der
Mark direkt gewonnen hat, werde
im Bundestag ein „CCS-Gesetz“ ableh-
nen. Und sie erwarte, „dass sich Bran-
denburg im Bundesrat zumindest
enthält“. Doch solche Signale wird es
mit dem bisherigen und wohl auch
künftigen Regierungschef Matthias
Platzeck kaum geben. Als einzige Par-
tei hatten sich die Sozialdemokraten
ohne Wenn und Aber für CCS und
das Festhalten an der heimischen
Braunkohle ausgesprochen. Linke
und Grüne hingegen unterstützten
das gescheiterte Volksbegehren ge-

gen neue Tagebaue und fordern ei-
nen Ausstieg aus der Braunkohlever-
stromung bis spätestens 2040.

Die CDU präsentierte sich gespal-
ten: Während sich der bisherige Wirt-
schaftsminister Ulrich Junghanns hin-
ter die Vattenfall-Pläne stellte, spra-
chen sich die betroffenen CDU-Kreis-
verbände gegen die CO2-Verklap-
pung aus. Dort wettert jetzt die Basis
der Linken gegen den „Verrat" ihrer
Verhandlungskommission. „Vier Ta-
gebaue für vier Ministersessel", heißt
es spöttisch und: Die Handschrift der
Linken sei nicht erkennbar.

Tatsächlich haben die getroffenen
rot-dunkelroten Absprachen keine
Auswirkungen auf die bereits laufen-
den Planungen für zwei neue Tage-
baue und die damit verbundene Ab-
baggerung mehrerer Lausitz-Dörfer.
Nachbesserungen werden bereits
laut gefordert. Während die rot-dun-
kelroten Verhandlungen ansonsten
im Eiltempo und reibungslos voran-
kommen, wirft der Streit um CCS die
Frage nach der Grenze der Kompro-
missfähigkeit der Linken auf. Bei den
Themen Mindestlohn, öffentlicher
Beschäftigungssektor und Bildungs-
politik sei viel erreicht worden, be-
tonte Kerstin Kaiser, die Verhand-
lungsführerin der Linken in Potsdam.
„Am Ende aber steht die Frage“, fügte
die Fraktionschefin vieldeutig hinzu,
„wo die Sollbruchstellen sind“.
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„Die Angst geht um“, sagt Sabine
Burgschat-Schuller von der DGB
Rechtsschutz. Die Rechtsberater der
Gewerkschaften haben in diesen Ta-
gen häufig verunsicherte Arbeitneh-
mer am Telefon, seit in den Zeitun-
gen Schlagzeilen zu lesen sind wie
„Kündigung wegen 1,30 Euro“, „Raus-
wurf wegen sechs Maultaschen“
oder „Gefeuert wegen einer Frikadel-
le“. Die Leute fragen: Kann mir das
auch passieren?

Schlagzeilen bilden nicht immer
die Wirklichkeit ab. Aber sie haben
Wirkung. Denn auch wenn seit ei-
nem Jahr regelmäßig Geschichten
über Horror-Kündigungen wegen
kleiner Verfehlungen zu lesen sind,
wird hierzulande nicht etwa massen-
haft wegen Maultaschen gekündigt,
sondern höchstens wegen der Wirt-
schaftskrise. Gegen betriebsbedingte
Kündigungen rollt eine Klagewelle
übers Land – die DGB-Juristen ver-
zeichnen eine Zunahme von 64 Pro-
zent zum Vorjahr. Kündigungen we-
gen der Diebstähle von Kleinigkeiten
werden statistisch nicht mal erfasst,
sind eher selten. Ihre Zahl nimmt
auch nicht spürbar zu, sagen Arbeit-
geberverband, Gewerkschaftsbund,
rheinland-pfälzische Arbeitsgerichte
und Anwälte übereinstimmend.

Trotzdem reden alle über die paar
Maultaschen, die in der Tasche einer
Pflegerin landeten. Über „Emmely“,
die Kassiererin, die zwei Kunden-
pfandbons im Wert von 48 und 82
Cent unterschlagen haben soll. Und
über die Sekretärin, die eine Frikadel-
le vom Buffet aß. Denn in allen Fäl-
len wurde fristlos gekündigt – das
Schlimmste, was einem Arbeitneh-
mer passieren kann. Nicht nur wird
die Pflicht zur vorherigen Abmah-
nung übersprungen, das Arbeitsamt
verhängt auch eine dicke Sperrfrist.

Schlagzeilen haben Wirkung.
Manchmal die, dass keiner mehr so
genau hinguckt. Manchmal auch die,
dass man mal genau hinguckt.

Nicht so genau guckt hin, wer sich
von seiner Empörung mitreißen
lässt. Etwa so: Die Kleinen werden
wegen 1,30 Euro geschasst, und die
Großen kassieren Millionenboni!

Ja, das schreit zum Himmel, aber
rechtlich kann man Äpfel nicht mit
Birnen vergleichen. Auf vertraglich
Zugesagtem darf jeder Arbeitneh-
mer beharren – sogar ein Manager.
Wer in Ausübung seines Berufs
durch einen Fehler dem Betrieb scha-
det, kann nicht fristlos gefeuert wer-
den. Wohl aber, wer stiehlt oder un-
terschlägt, denn das kann das Ver-
trauensverhältnis schwer erschüt-
tern. Deshalb, und nicht „wegen 1,30
Euro“, kommt die Kündigung. Der Be-
trag zählt nicht, urteilte das Bundes-
arbeitsgericht vor 25 Jahren im Fall
einer Verkäuferin, die ein Stück Bie-

nenstich aus der Auslage gegessen
hatte. Aber es hat auch darauf hinge-
wiesen, dass es auf den Einzelfall an-
kommt.

Wenn man sich die Mühe macht,
mehr zu lesen als die Schlagzeilen,
zeigen das auch die „Skandale“ der
vergangenen Wochen. Das Arbeitsge-
richt bestätigte die fristlose Kündi-
gung der 58-jährigen Altenpflegerin
in Konstanz, die übrig gebliebene
Maultaschen eingesteckt hatte, denn
sie hatte gegen eine ausdrückliche
schriftliche Anweisung verstoßen.
Dagegen kam eine Bäckereikette mit
ihrer Kündigung nicht durch, als ein
Angestellter ein Brötchen mit „Hir-
tenfladen-Belag“ aus der Produktion
im Wert von unter zehn Cent aus der
Produktion bestrich. Er hatte das
Brötchen nämlich ordnungsgemäß
im Personalkauf bezahlt, was nicht
auf einen Dieb schließen lässt. Und
beim Mitarbeiter einer Mannheimer
Entsorgungsfirma, der ein Reisebett
für seine Tochter aus dem Müll fisch-
te, fand das Arbeitsgericht Mann-
heim die fristlose Kündigung unver-
hältnismäßig, obwohl es die Tat als
Diebstahl wertete.

Das Arbeitsrecht differenziert also
durchaus. Trotzdem fordern einzel-
ne Arbeitsrechtler eine Bagatellgren-
ze für fristlose Kündigungen. Die
meisten sind aber dagegen. Die gel-
tende klare Regel sorge für Prognosti-
zierbarkeit und Rechtssicherheit,
sagt der Saarbrücker Arbeitsrechts-
professor Stephan Weth. Weth lässt
sich von Härtefällen rühren. Aber er
fragt auch provokativ: „Wie viel Ver-
trauen hätten Sie denn noch, wenn
Ihre Haushaltshilfe aus der Schubla-
de einfach mal 50 Cent nähme?“

Schlagzeilen haben eben Wirkung.
Manchmal auch die, dass man wie-
der genauer hinguckt. Lange haben
Arbeitnehmer nicht mehr so intensiv
über „Kavaliersdelikte“ im Job nach-
gedacht. Er arbeite viel außerhalb
der Schule, beichtete kürzlich ein
Lehrer den DGB-Juristen, da habe er
manchmal Kopierer-Papier mit nach
Hause genommen. Es war ja für die
Arbeit! Vielleicht vergessen manche,
dass auch großes Engagement im Be-
ruf sie nicht berechtigt, das Eigen-
tum des Arbeitgebers nach eigenem
Gutdünken zu benutzen. Es hat eben
allein der Eigentümer zu beurteilen,
was mit Arbeitsmaterial, selbst mit
Ausschuss, passiert. Das ist eine Fra-
ge des Vertrauens.

Aber auch Arbeitgeber lernen gera-
de etwas über das Vertrauensverhält-
nis im Betrieb. Der Hauptgeschäfts-
führer des Baugewerbeverbands
Westfalen, der einer 59-jährigen Se-
kretärin kündigte, weil sie eine Frika-
delle und zwei halbe Brötchen vom
Buffet gegessen hatte, brauchte erst
ein paar Schlagzeilen, um das zu er-
kennen. Die Frau arbeitet dort seit
34 Jahren. Nach einigem Pressewir-
bel entschuldigte sich der Mann, die
Kündigung sei wohl „menschlich zu
hart“ gewesen. Auch Kündigungen
zerstören Vertrauen. So fragte sich
wohl die Belegschaft misstrauisch,
ob der Chef den Wert von jahrelan-
ger Arbeit tatsächlich an einer einzi-
gen Frikadelle bemisst.

Manchmal geht es nur um ein paar Maultaschen, die im Altenheim übrig geblieben sind. Aber – ob ge-
schmälzt oder ungeschmälzt – auch solche „kleinen“ Vergehen können für den Beschäftigten gravierende
Folgen haben. FOTO: CARO

Fristlos gekündigt wegen irgendwelcher Verfehlungen im Centbereich – solche Fälle produzieren immer öfter Schlagzeilen. Dabei sind sie selten
und zudem rechtlich kaum umstritten. Sie sind aber eine Gelegenheit für Arbeitnehmer, neu darüber nachdenken, wie locker sie mit dem
Eigentum ihres Arbeitgebers umgehen dürfen. Und Arbeitgeber lernen, dass zum Vertrauensverhältnis am Arbeitsplatz immer zwei gehören.

Erstmals seit Anfang der 90er Jahre
sollen auch in Brandenburg wie in
anderen Bundesländern alle Land-
tagsabgeordneten wieder von der
Birthler-Behörde auf mögliche Ver-
strickungen mit der früheren DDR-
Staatssicherheit (Stasi) überprüft
werden. Die fünf im Parlament ver-
tretenen Parteien stimmten gestern
auf der konstituierenden Sitzung für
die neue Wahlperiode einem Antrag
der Grünen für die Erarbeitung eines
solchen Gesetzes zu. Im Unterschied
zu anderen ostdeutschen Ländern
gibt es diese Überprüfung in Bran-
denburg bisher nicht. In der Frakti-
on der Linkspartei, die künftig mit
der SPD die Landesregierung bilden
will, bekennen sich drei Abgeordne-
te zu ihrer Stasi-Tätigkeit in der
DDR, darunter die Vorsitzende Kers-
tin Kaiser. Zudem arbeitete der jetzt
im Bundestag sitzende Landesvorsit-
zende Thomas Nord jahrelang als in-
offizieller Mitarbeiter für das Minis-
terium für Staatssicherheit (MfS).
Der Grünen-Fraktionsvorsitzende
Axel Vogel sagte, ein gründlicher Dis-
kurs über Verstrickungen mit dem
DDR-Geheimdienst sei unvermeid-
lich. (ap)

Ist es Diebstahl, wenn ich mal 'nen
Kuli mitnehme?
Das Eigentum des Arbeitgebers ist un-
antastbar. Wer es an sich nimmt, be-
geht Diebstahl. Es kommt hier nicht
auf den Wert des Diebesguts an, im
Arbeitsrecht gibt es keinen Bagatell-
wert. Also: Finger weg von Bleistift,
Papier, Druckerpatrone oder den für
Gäste gedachten Kekspackungen.

Darf ich unbrauchbare Sachen mit-
nehmen?
Nein. Der Arbeitgeber hat auch das
Recht, über Eigentum zu bestimmen,
das nicht mehr in den Verkauf ge-
langt. Deshalb kann die Bäckereiver-
käuferin nicht die am Abend übrig
gebliebenen Brötchen und Kaffee-
stückchen einstecken und der Müll-
mann nicht das Kinderbett aus dem
Müll nehmen. Auch ein abgegriffe-
ner, ausrangierter Leitz-Ordner im
Büro darf nicht einfach eingesteckt
werden, erläutert der Heidelberger

Fachanwalt für Arbeitsrecht Michael
Eckert. „Fragen Sie, ob Sie ihn mit-
nehmen dürfen. Fragen Sie lieber
zehnmal zu oft als einmal zu wenig."

Ein Privatbrief als Firmenpost, ist
das schlimm?
Wer Privatpost über die Frankierma-
schine des Arbeitgebers laufen lässt,
riskiert die fristlose Kündigung. Bei
einem Fall vor dem hessischen Lan-
desarbeitsgericht im August 2007
lag der Portobetrag unter fünf Euro,
aber darauf kam es dem Gericht
nicht an. Der Mitarbeiter hatte Be-
triebsmittel privat genutzt.

Darf ich im Büro privat mailen, tele-
fonieren und surfen?
Nur, wenn es vom Arbeitgeber aus-
drücklich erlaubt ist. Und selbst
dann können private Dauertelefona-
te oder Dauerrecherchen im Internet
noch zu Ärger führen. Fachanwalt Mi-
chael Eckert weist auf einen wichti-

gen Fallstrick hin: Wer in der Arbeits-
zeit privat surft oder telefoniert, be-
geht nämlich auch Arbeitszeitbe-
trug. Deshalb kommt es nicht darauf
an, ob der Arbeitgeber eine Flatrate
hat.

Das war immer schon üblich …
Die ältere Kollegin telefoniert stun-
denlang mit der besten Freundin?
Die Kollegen greifen immer zu, wenn
für Gäste Brötchen aufgefahren wer-
den? Dass etwas üblich scheint, ent-
schuldigt nicht. Vor Gericht funktio-
niere dieser Hinweis fast nie, warnt
die Kölner Fachanwältin für Arbeits-
recht Nathalie Oberthür. Und rät: „Es
hilft nur eins: Um Erlaubnis fragen.“

Kann ich mein Handy im Betrieb
aufladen?
Lieber nicht, denn der zur Verfügung
gestellte Strom ist für die Arbeit da.
Es hat sogar einmal eine Kündigung
wegen Aufladen eines Handys gege-

ben. Der Fall wurde allerdings nicht
entschieden, weil der Arbeitgeber
die Kündigung zurückzog.

Kann ich über den Chef und die Kol-
legen schimpfen?
Kritik gehört zum Arbeitsalltag. Aber
grobe Beleidigungen des Chefs oder
von Kollegen können zur fristlosen
Kündigung führen. Das gilt auch für
ausländerfeindliche und sexuell ge-
färbte Ausdrücke. Vorsicht vor allem
vor schriftlichen Formen, zum Bei-
spiel Mails unter Kollegen, in denen
man abschätzig über andere hetzt.

Muss ich bei der Spesenabrech-
nung immer ganz genau sein?
Ob „aufgerundete“ Kilometer oder
manipulierte Essensbelege: Beim
Spesenbetrug kommt es genauso we-
nig wie beim Diebstahl auf die Höhe
des Schadens für den Arbeitgeber an,
denn er ist eine Straftat und kann zur
fristlosen Kündigung führen. (kwi)

Am Kraftwerkstandort Schwarze Pumpe in Brandenburg betreibt der
Energiekonzern Vattenfall seit September 2008 eine Pilotanlage für ein
Braunkohlekraftwerk mit CCS-Technologie. FOTO: WEISFLOG

Die fristlose Kündigung ist das
Schlimmste, was einem
Arbeitnehmer passieren kann.
Das Arbeitsamt verhängt noch
eine dicke Sperrfrist.

Zur Sache: Ja zu
Stasi-Überprüfung

Reizgas für die Koalitionsgespräche
Die unterirdische Speicherung von Kohlendioxid führt zu Streit in der geplanten rot-dunkelroten Koalition in Brandenburg

Vertrauenssache Maultasche

Direkt gefragt: Was dürfen Arbeitnehmer – und was nicht?
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